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AmEnthusiasmus kann es nicht
fehlen: «Ich habe eine grosse
Freude, dass die finanziellenMit-
tel für das Projekt zusammen
sind», sagte Kurt Schmid, Präsi-
dent desVereins Svizra 27.Nicht
mehr und nicht weniger als eine
Landesausstellung unter dem
Namen Svizra 27 will die Nord-
westschweiz stemmen.

Dafür hat derVerein dieWirt-
schafts- und Gewerbeverbände
ins Boot geholt und ebenso die
Regierungen der beiden Basel,
von Aargau, Solothurn und Jura.
Auch der Bundesrat stehe dahin-
ter, sagte Schmid. Immerhin habe
das Johann Schneider-Ammann
in seiner damaligen Funktion als
Bundesrat einmal so gesagt.

Ob das nur eine nette Bemer-
kung oder ein klares Bekenntnis
im Namen des Gesamtbundes-
rates von Schneider-Ammann
gewesen ist, steht in den Sternen
geschrieben. Sicher ist: Es ist
noch ein langer, steinigerWeg bis
zur Realisierung im 2027.

In den kommenden zwei Jah-
ren müssen sich die Projekt
träger gegen zwei Konkurrenz-
projekte durchsetzen: die Nexpo,
an der die zehn grössten Städte
der Schweiz beteiligt sind, und
X27, das auf dem Flugplatz Dü-
bendorf durchgeführt werden
soll und deren Initianten eher
aus der Kreativszene stammen.

Kosten von einerMilliarde
An der Pressekonferenz vom
Montag zeigten sich die Projekt-
träger der Svizra 27 von bemer-
kenswertem Optimismus beflü-
gelt. Seit Anfang Jahr lägen die
Zusagen von drei nationalen
Wirtschafts- und Gewerbever-
bänden sowie denjenigen der
Nordwestschweiz vor, sagte
Schmid. So seien für dieweiteren

Projektierungsphasen 1,5Millio-
nen zusammengekommen –
keine Steuergelder, wie Schmid
betonte, sondern Gelder derVer-
bände und aus dem Swiss Fonds
der fünf NordwestschweizerVer-
bände. Bis Ende 2021 sei die Fi-
nanzierung gesichert, und dem
öffentlichenWettbewerb stünde
nichts mehr imWeg.

Für die Durchführung einer
Landesausstellung 2027 in der
Nordwestschweiz rechnen die
Initianten mit einem Budget
von «nicht über eine Milliarde
Franken».Von diesemBetrag soll

rund die Hälfte der Bund über-
nehmen.Die anderen 500Millio-
nen wollen die Organisatoren
über die Kantone, Eintritte und
Gastronomiebewilligungen
finanzieren.

Nochwenig Fassbares
Euphorie herrschte auch bei den
anderen Vorstandsmitgliedern:
Die Baselbieter Nationalrätin
Elisabeth Schneider-Schneider
erwähnte in ihrerAnsprache ge-
fühlte fünf DutzendMal dasWort
Mensch. Die Ausstellung unter
dem Motto Mensch–Arbeit–Zu-

sammenhalt solle den Bauch an-
sprechen. Und sie beschwor das
Motto: «Nichts passtmehr zu der
Schweiz als Arbeit.»

Sie sprach über Postkutschen
und darüber, dassman bei deren
Abschaffung und der Erfindung
der Autobusse befürchtet habe,
dass Arbeitsstellen wegfallen.
Jede Innovation sei ein Schritt ins
Unbekannte, doch nötig.Mit die-
sem Projektwerdeman Genera-
tionen verbinden.

Gesamtprojektleiter Jost Hu-
wyler konnte ebenfalls wenig
Fassbares zum Projekt sagen.

Einzig vielleicht: «Es gibt keine
Gewerbeausstellung. Es gibt et-
was ganz anderes.» Konkreteres
könne man erst nach der Aus-
wertung desWettbewerbs sagen.
Die Ausschreibung soll im Juni
beginnen, im Sommer2021 dürf-
te das Siegerprojekt vorliegen,
Ende 2021 will der Verein das
Projekt beim Bund einreichen.

Trotz aller Begeisterung stel-
len sich einige Fragen: Diewich-
tigste dürfte sein, wie die mo-
mentanvorwiegendBürgerlichen
auch Linke und Alternative ins
Boot holen.Vielleicht lassen sich

die Sozialpartner, die Gewerk-
schaften, noch einspannen. Im-
merhin eruiert ein solches Pro-
jekt einige Arbeitsplätze.

Doch die Klimaaktivisten bei-
spielsweise dürften sich eher
schwer tun mit einer schwerge-
wichtig wirtschaftsfreundlich
orientierten Landesausstellung,
auchwenn sie denMenschen ins
Zentrum stellt.Abstimmenmüs-
sen die Bürgerinnen und Bürger
der fünf Kantone allerdings erst,
wenn derBund aus den drei Pro-
jekten seinen Favoriten ausge-
wählt hat.

Grosse Konkurrenz
Die Konkurrenz für das Nord-
westschweizerProjekt ist gewich-
tig. Die Nexpo unter der Leitung
der Zürcher Stadtpräsidentin
Corine Mauch, die sich das
Zusammenleben in der Schweiz
des 21. Jahrhunderts zumThema
gemacht hat, hat auch die Basler
Regierungspräsidentin Elisabeth
Ackermann mit an Bord. Die
zehn grossen Städte in der gan-
zen Schweiz machen mit, von
Genf bis St. Gallen und von Ba-
sel bis Lugano.

Initianten aus Kommuni
kation, Architektur und Kultur
haben das Projekt X27 auf die
Beine gestellt. Darunter sind Per-
sönlichkeiten, die bereits bei der
Expo.02 mitgemacht haben. So
etwa derArchitekt und Szenograf
Sergio Cavero oder die Medien-
fachfrau Marina Villa. Austra-
gungsort wäre der Flugplatz
Dübendorf,mit einerGrösse von
rund 180 Hektaren. Zum Ver-
gleich: Die Expo.02 imDreiseen-
land fand auf einer Gesamtflä-
che von 50 Hektaren statt.

Der Bundesrat wird also die
Qual der Wahl haben, bevor die
Bürgerinnen und Bürger der ein-
zelnen Kantone darüber ent-
scheiden müssen.

Bürgerlichewollen Expo in die Region holen
Svizra 27 Die fünf Kantone der Nordwestschweiz sollen gemeinsam eine Landesausstellung auf die Beine stellen.
Wirtschafts- und Gewerbeverbände sind angetan von der Idee, doch die grossen Visionen fehlen.

Die Eröffnungsfeier an der Expo.02 auf der Arteplage in Neuenburg. Foto: Reuters

Jährlich berichtet der Regie-
rungsrat über die Entwicklung
der Kostensituation im Ge-
sundheitswesen. Der Bericht
vom vergangenen Oktober und
die Diskussion darüber im
Grossen Rat hat nun auch in
der «Basler Zeitung»Widerhall
gefunden. In einem Leitartikel
ruft Joël Hoffmann zu Recht in
Erinnerung, dass die Kranken-
kassenprämien zu den Haupt-
sorgen von Herrn und Frau
Schweizer zählen. Im Text
sowie im Gastbeitrag von
Grossrätin SarahWyss geraten
die Fakten jedoch arg unter die
Räder von Polemik,Wahl-
kampfrhetorik und Co. Als
Gesundheitsdirektor liegt
mir deshalb an ein paar
Klarstellungen.

Anders als der übliche Polit
jargon vermuten lässt, kann
von einer Kostenexplosion
nämlich nicht die Rede sein.
Die Kosten in der Grundversi-
cherung für Basler Versicherte
sind 2018 pro Kopf gegenüber
dem Vorjahr nicht gestiegen.

Belastbare Zahlen für 2019
liegen noch nicht vor. Bekannt
sind hingegen die Prämien
2020. Je nach Betrachtungs
weise steigen sie leicht (Stan-
dardprämie BS: plus 0,5 Pro-
zent) oder sinken minim
(mittlere Prämie BS: minus
0,1 Prozent).

Das Kostenwachstum in Basel-
Stadt lag seit 2014 im Durch-
schnitt jährlich leicht unter
2 Prozent, die Prämien stiegen
im selben Zeitraum jedoch
durchschnittlich um 3 Prozent.
Das liegt zwar unter dem
schweizweitenWert von
3,9 Prozent, aber trotzdem
über der Kostenkurve.

Diese Diskrepanz haben wir
gegenüber Bund und Kassen
regelmässig kritisiert. Zuletzt
wurde den Kantonen jedoch die
Möglichkeit genommen, sich
wirkungsvoll am Prämien
genehmigungsverfahren zu
beteiligen. Hier besteht tat-
sächlich Korrekturbedarf
auf Bundesebene.

Während die Prämien Bundes-
sache sind, stehen wir als
Kanton in der Verantwortung
für eine bedarfsgerechte Ver-
sorgungsplanung. Dafür ver
fügen wir über das Planungs-
instrument der Spital- und
Pflegeheimlisten: Nurwer
einen Leistungsauftrag des
Kantons hat, darf gemäss
KVG-Grundversicherung ab-
rechnen. Die Leistungsaufträge
der Spitäler sind nach einer
detaillierten Systematik in
Fachbereiche unterteilt. Sie
werden periodisch überprüft
und neu verhandelt, in Basel-
Stadt bisher alle drei Jahre.

Die Vorwürfe, Basel-Stadt habe
hier in den vergangenen Jahren
keine Planung vorgenommen,
sind frei erfunden. Das Gegen-
teil ist wahr: Wir haben das
Feld der Leistungsaufträge
schrittweise enger gemacht
und die Qualitätsanforderun-
gen verschärft. Ziel ist dabei,
das Angebot zu konzentrieren,
damit die notwendigen Fall-
zahlen und Qualitätserfor

dernisse garantiert werden
können. Die aktuelle basel-
städtische Spitalliste wurde
Ende 2017 erlassen und gilt bis
Ende 2020. Zusätzliche Rest-
riktionen für operative Eingrif-
fe ergeben sich aus der regie-
rungsrätlichen Vorgabe, dass
gewisse Behandlungen grund-
sätzlich ambulant vorzuneh-
men sind und nur bei Vorliegen
besonderer Gründe stationär
bezahlt werden.

In Zukunft nehmen die Kan
tone Basel-Stadt und Basel-
Landschaft ihre Spitalplanung
gemeinsam vor – eine schweiz-
weite Premiere, die auch in
anderen Regionen unseres
Landes und auf Bundesebene
auf grosses Interesse stösst.
Der entsprechende Staatsver-
trag wurde vor einem Jahr in
Volksabstimmungen in beiden
Kantonen bestätigt und ist seit
dem 1. Juli 2019 in Kraft. Seither
ist die Planung im vollen Gang.
Der gemeinsame Versorgungs-
planungsbericht beschreibt
Vorgaben für eine aktivere

Mengensteuerung (zu finden
unter www.gd.bs.ch). Derzeit
läuft das Bewerbungsverfahren
für die neuen Leistungsauf
träge, die dann ab Januar 2021
gelten. Somit wird der stets
kommunizierte Fahrplan
eingehalten.Wie SarahWyss
dazu kommt, in diesem Vor
gehen eine Missachtung des
Volkswillens zu sehen, ist mir
schleierhaft.

Im Bereich der ambulanten
Medizin, insbesondere der
Arztpraxen, können wir derzeit
keine Planung vornehmen. Das
Resultat sieht man:Während
die Kosten in der stationären
Spitalmedizin über die letzten
fünf Jahre insgesamt rückläufig
waren, stiegen sie ambulant
um mehr als 2 Prozent pro
Jahr. Deshalb kämpfen wir für
eine Gesetzesanpassung, die
uns auch hier eine sinnvolle
Steuerung ermöglicht. In der
Frühjahrssession der eidgenös-
sischen Räte kommt die ent-
sprechende Vorlage des Bundes
zur Schlussabstimmung, wenn

die Räte die Vorlage bereinigen
können. Dieser Ball liegt nun
also beim Bundesparlament –
wir erwarten ihn dringend für
unsere regionale Planung!

Der Konsens wächst, dass wir
eine griffigere Steuerung und
Regulierung brauchen – und
zwar sowohl von Leistungser-
bringern als auch von Kranken-
kassen. Diese ist mit Sorgfalt
und Augenmass anzugehen.
Ein starkes und leistungsfähi-
ges Gesundheitswesen ist Teil
unserer hohen Lebensqualität.
Rationierungen,Wartelisten
oder Qualitätsabstriche will
bestimmt niemand. Brachial-
konzepte mögen für eine
kontroverse Diskussion inter-
essant sein, unser Gesund
heitswesen ist dafür aber viel
zu wertvoll.

Bitte sorgsammit unserer Gesundheit umgehen!
Anders als der übliche Politjargon vermuten lässt, kann von einer Kostenexplosion im Gesundheitswesen nicht die Rede sein.

Gastbeitrag

Lukas Engelberger
Vorsteher Gesundheits-
departement BS (CVP)


